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Genossanschafter aus drei Ländern trafen sich in Wien 


Von der 5. genossenschaftlichen Gemeinschaftswoche Deutschland-Österreich-Schweiz 


Man kommt von einer Reise zurück, len Kopf voll von E. Fürst, Vorsteher des Warengeschäftes der Konsumgenos- 
dem, was man sah und hörte. Im ungeduldigen Verlan- I a E : 
gen, die überschäumende Begeisterung andern mitzu- F. ale Bad BE ech 
teilen, setzt man sich vor ein Blatt Papier und - stellt des V.S.K. 
fest, dass geschriebene Worte nicht ausreichen, um das Dr. R. Kohler vom Generalsekretariat des V.S.K. 
persönliche Erlebnis für andere zu neuem Leben zu er- K. Krummenacker, Chef der Zentralbuchhaltung des V.S.K. 
wecken. E E. Steiger, Chef der Textilabteilung des V.S.K. 

H. Suter, Verwalter der Konsumgenossenschaft Thun-Steffis- 

ee io Unmöali j . burg, und 

erade die Unmöglichkeit, den Gewinn von Zusam- H. Baldinger, Geschäftsführer des genossenschaftlichen Kauf- 
menkünften wie der deutsch-österreichisch-schweizeri- hauses «Rothaus+ in Winterthur. 


schen Gemeinschaftswoche in schriftlichen Berichten 
festzuhalten, ist vielleicht deren beste Empfehlung: man 
muss sie beibehalten und ausbauen, um möglichst vielen 
Gelegenheit zu bieten, sie selber zu erleben. 


Im Gegensatz zur ausschliesslich männlichen Schweizer 
Delegation brachten die Deutschen drei und die Öster- 
reicher zwei Genossenschafterinnen mit. In den Diskus- 
sionen und im Laufe der ganzen Gemeinschaftswoche 
konnte man nun die Feststellung machen, dass die aktive 
Teilnahme der Frauen der Veranstaltung in jeder Bezie- 
hung eine Bereicherung brachte, und dass dies überhaupt 
für die ganze Genossenschaftsbewegung nur von Vorteil 
sein kann. Wenn wir nicht allen Ernstes die aktive Mit- 
z arbeit fähigerGenossenschafterinnen zu gewinnen suchen, 
lassen wir zweifellos unsere Bewegung wertvoller Kräfte 
verlustig gehen, die sie nicht nur gut brauchen, sondern 
auf die sie einmal geradezu angewiesen sein könnte. 
Gerade weil die Frau viele Dinge anders betrachtet als 
der Mann, und gerade weil sie mehr gefühls- als verstan- 
desmässig denkt, und weil sie sich mehr dem Augenblick 
und der Praxis zuwendet als den Theorien und den allge- 
meinen Gesichtspunkten, gerade deshalb bedeutet ihre 
Mitarbeit eine wertvolle und notwendige Ergänzung zu 
derjenigen des Mannes. 


In unserer ganzen genossenschaftlichen Tätigkeit soll- 
ten wir immer daran denken, dass nichts die Leben- 
diekeit persönlicher Aussprachen auizuwiegen oder 
auch nur zu ersetzen vermag. 


Die erste dieser genossenschaftlichen Gemeinschafts- 
wochen wurde als österreichisch-schweizerische Veran- 
staltung 1949 in der Schweiz durchgeführt. Nach diesem 
ersten Erfolg fand eine zweite, immer noch auf Österreich 
und die Schweiz begrenzte Gemeinschaftswoche 1950 in 
\W ien statt. Im darauffolgenden ‚Jahr trafen sich, wieder- 
um in der Schweiz, erstmals deutsche Genossenschafter 
mit jenen der bisher an den gemeinsamen Studienwochen 
beteiligten Länder, und 1952 beherbergte Deutschland 
die nun definitiv deutsch-österreichisch-schweizerisch 
gewordene Veranstaltung. Die fünfte dieser Gemein- 
schaftswochen hat nun vom 6. bis zum 12. Juli in Wien Wir haben zu Beginn unseres Berichtes angedeutet, 
in der Genossenschaftsschule «Hohe Warte» stattgefun- was uns als das Wertvollste dieser Gemeinschaftswochen 
den, wo alle drei Länder durch je sieben bis zwölf Ge- erscheint: das persönliche Erlebnis des Zusammenseins 
nossenschafter vertreten waren. Der schweizerischen und der Aussprache mit andern Genossenschaftern. Der 
Delegation gehörten an: . in dieser Beziehung - jedenfalls für die Teilnehmer - 

Natj Sa Ir an BR überzeugende Erfolg der deutsch-österreichisch-schwei- 

5 tionalrat E. Herzog, Präsident der Direktion des V .S.K.  zerischen Gemeinschaftswochen mag einen wohl auf den 

r. W, Kohl, Goneralsekretär des V.S.K. s Bann ä ä 

I. Dangelmeier, Direktionssckretär des Lebensmittelvereins Gedanken bringen, ob es.denn nicht en wäre, ähn- 

Zürich liche Begegnungen zwischen französischen, belgischen 

E. Desewudres, Rodakıor der «Cooperation» und welschschweizerischen Genossenschaftern in die 
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Wege zu leiten. Der Gedanke scheint uns jedenfalls einer 
sorgfältigen und aufmerksamen Prüfung wert zu sein. 


* 


Die österreichische Genossensehaftsschule.  «/Tohe 
Warte», welche die diesjährige Gemeinschaftswoche be- 
herbergte, hat ihren Sitz in einer alten Villa eines der 
schönsten Quartiere Wiens. Sie hat wohl nieht die Grösse 
unseres Genossenschaftlichen Seminars Freidorf oder 
unseres Centre eooperatif romand de Chexbres. aber sie 
bietet neben den eigentlichen Unterkunftsräumen mit 
ihren geräumigen Sälen und ihrem schattigen Park unter 
prächtigen Bäumen bis zu dreissig Personen einen ange- 
nehmen und anregenden Aufenthaltsort. 


Um den zur Verfügung stehenden Raum nach Mög- 
lichkeit auszunützen. führt die österreichische Genossen- 
schaftsschule nur kurzfristige Kurse von höchstens zwei 
Wochen durch. die jeweils dureh Korrespondenzkurse 
ergänzt werden. So vermittelt sie trotz ihrem bescheide- 
nen Ausmass jährlich Hunderten von jungen Genossen- 
schaftern und Genossenschafterinnen (1952 waren es #74) 
wertvolle Kenntnisse aus der genossenschaftlichen Praxis 
und dem genossenschaftlichen Gedankengut. Die Teil- 
nahme an diesen Kursen ist obligatorisch für alle. die sich 
um eine Anstellung in einer Konsumgenossenschaft 


bewerben. 
* 


Man kann inmer wieder voneinander lernen: Diese 
Erfahrung bestätigte sich in eindrücklicher Weise wohl 
den meisten Mitgliedern unserer schweizerischen Dele- 
gation. Wohl hatten wir schon dieses und jenes über die 
österreichische Genussenschaftsbewegung gelesen, und 
wir wussten. dass unsere Freunde in Österreich sehr aktiv 
sind. Aber was wir gelesen hatten und wussten, wurde 
doch zu einem starken Erlebnis. als wir es mit eigenen 
Augen sahen und ınit eigenen Ohren hörten. 


Die Teilnehmer der 5. 
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Österreich hat ungefähr6 1, Millionen Einwohner (Wien 
allein beinahe ? Millionen). Die österreichischen Konsum- 
genossenschaften zählen 300 000 Mitgliederfamilien und 
verfügen über insgesamt 1300 Läden. Das mag wenig sein 
im Vergleich zur Ausbreitung der Konsumgenossen- 
schaften in der Schweiz, aber mit diesem Vergleich beginnt 
bereits der Irrtum, der cdların besteht, nur auf die Zahlen 
und greifbaren Ergebnisse abzustellen. Was wir sahen, 
ist eine lebenskräftige Genossenschaftsbewegung in voller 
Entwicklung, eine Bewegung, die 1945 vollkommen zer- 
schlagen ganz von vorne beginnen musste und der es im 
Lauf weniger ‚Jahre gelungen ist, neue Lagerhäuser zu 
bauen, Fabriken einzurichten, allgemeine Jebensmittel- 
geschäfte zu eröffnen, Selbstbedienungsläden einzufüh- 
ren, Spezialgeschäfte für Textilien und Schuhe einzu- 
richten und eine Genossenschaftsschule zu gründen. Wir 
erlebten eine Genossenschaftsbewegung, in der die 
Frauen aktiv mitarbeiten und an der die Jungen mit ihrer 
ganzen Begeisterungsfähigkeit beteiligt sind. 


Gegenstand .der Vorträge und Aussprachen der. Inter- 
nationalen genossenschaftlichen Gemeinschaftswoche in 
Wien war unter anderem «ie österreichische Konsumge- 
nossenschaftsbewegung. Dr. 1. N ukovich,der Direktordes 
Zentralverbandesösterreichischer Konsumgenossenschaf- 
ten, A. Korp, der Generaldirektor der österreichischen 
Grosseinkaufsgesellschaft, F. Schmidt, der Divektor der 
Genossenschaftsschule, und #. Beck, der Direktor der 
Konsumgenossenschaft Wien, wussten in ihren Vorträgen 
dafür zu sorgen, dass jeder 'Veilnehmer ein eindrückliches 
und nachhaltiges Bild von den Mühen und Schwierig- 
keiten. aber auch von den Freuden und Erfolgen der 
österreichischen Genossenschaltsbewegung mit nach 
Hause bringen konnte. 


Von dem. was wir uns dabei als besonders wissenewert 
notierten, soll in einem zweiten Bericht noch einiges zur 
Sprache komnıen. E.D. 


Gemeinschaftswoche 


1 


Zum zweitenmal seit 1950 versammelten sich Ge- 
schäftsleute aus Industrie, Handel und Genossenschaften, 
die sich mit den Fragen der Lebensmittelverteilung in 
der Welt befassen, vom 22. bis 26. Juni 1953 zu einem Kon- 
gress in Ostende. Es waren mehr als zwanzig Länder 
vertreten, <larunter Brasilien, Kanada, Indien, USA, die 
Türkei, Marokko und Tunesien nebst den meisten euro- 
päischen Ländern, so auch Spanien. Eine ausserordent- 
lich interessante Tagesordnung mit über 20 Problemen, 
die in einem umfangreichen Bericht von 241 Seiten, im 
Format unseres.Jahresberichtes, zusammengefasst waren, 
welcher zu Beginn (les Kongresses allen Delegierten aus- 
gehändigt wurde, ein System der gleichzeitigen Radio- 
übersetzung, wobei jeder Teilnehmer über einen Emp- 
fangsapparat mit Kopfhörer verfügte, das neue Casino 
von Ostende, (das erst vor zwei Tagen eröffnet worden 
war und mit seinen zahlreichen Sitzungszimmern ein 
Meisterwerk an Komfort, Raum und Akustik darstellt, 
trugen zum vollen lirfolg dieses Kongresses bei. 

Aus den besprochenen Fragen möchte ich die guten 
Abhandlungen über die rationelle Verteilung der Milch- 
produkte, der frischen und der tiefgekühlten Fische, 
der Früchte und Gemüse sowie der tiefgekühlten Früchte 
und Gemüse erwähnen. Die Verteilung von Spezereien, 
Getränken und die Bereitstellung der füssigen Produkte 
standen ebenfalls auf ler Tagesordnung. Bei dieser Gele- 
genheit wurden auch die Fragen der Normalisierung der 
Verpackungen diskutiert. Besondere Erwähnung erfuhr 
die Frage: Werden wir in der Verteilung von Fleisch zu 
einer Umwälzung kommen ? Darüber sprach G. Brevot. 
Frankreich, Tierarzt und Generaldirektor der technischen 
Zentrale für vorabgepacktes frisches Fleisch. Schon wer- 
den täglich mehr als 200 Tonnen frisches Fleisch in Cello- 
phan,abgepackt durch 9 Verteil- und Zubereitungsstellen, 
die durch eine grosse Anzahl Detaillisten unterstützt 
werden, verteilt. Andere Fragen der inneren Organisa- 
tion, so der Lagerhäuser, der Filialbetriebe und der Ge- 
nossenschaften, der Gesellschaften für den gemeinsamen 
Einkauf im Detailhandel, die Prüfung des freiwilligen 
Zusammenschlusses von Detaillisten und Grossisten, 
Reklamefragen, die Entwicklung des Absatzes der Land- 
wirtschaft, warenGegenstandgründlicher Besprechungen. 

Eines der interessantesten Probleme, dasjenige der 
Kosten der Verteilung in der Welt, verdient besondere 
Erwähnung. Wenn von jedem in den USA ausgegebenen 
Dollar etwa 45,6% auf Verteilungsspesen entfallen, muss 
man den Faktor Gehalt berücksichtigen, der in den Ver- 
einigten Staaten ungefähr dreimal grösser ist als in der 
Schweiz. Die Löhne machen den Hauptbestandteil der 
Verteilungskosten aus, was die in den Vereinigten Staaten 
gegenüber Europa höheren Spesen erklärt. Anderseits 
bietet aber die Lebensmittelverteilung in den Vereinigten 
Staaten der Hausfrau viel mehr Vorteile und verlangt 
von ihr weniger Zeit. Durch Reduktion der Anzahl 
Händler und Ausschaltung unnützer Zwischenhändler 
(in den USA kommt ein Laden auf 350 Einwohner und 
ein Grossist auf 40 000 Einwohner, währenddem es zum 
Beispiel in Belgien einen Laden auf 50-60 Einwohner 
und einen Grossisten auf 1100 Einwohner trifft), durch 
Ausdehnung der Zusammenlegung von Betrieben, durch 
Verbesserung der Verkaufstechnik, Selbstbedienung, 
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Der 2. Internationale Kongress der Lebensmiittelverteilung 


vom 22. bis 26. Juni 1933 in Oslende 


Super-Market, konnten die USA ihre Verteilungskosten 
in den letzten zehn Jahren um ungefähr 10°, ermässigen. 

Eine andere wichtige Frage, die Prüfung der Mittel, 
um die Verteilung zu verbessern, nahm am Kongress in 
Ostende einen grossen Raum ein. Wir konnten feststellen, 
«lass der gesamte Handel die Notwendigkeit einer bessern 
Zusammenarbeit zwischen Produzent und Verteiler und 
besonders die Notwendigkeit des Dienstes am Kunden 
erkennt. Dieser Begriff, wie ihn die Genossenschafts- 
bewegung in der Warenverteilung verwirklicht, wird 
gegenwärtig in den «public relations» durch alle unsere 
Konkurrenten übernommen, welche damit die Begrün- 
detheit unserer Bewegung anerkennen. 

Ein Punkt wurde ganz besonders hervorgehoben: die 
Anerkennung der freien Konkurrenz und die Schädlich- 
keit staatlicher Interventionen auf diesem Gebiet. Ich 
zitiere aus dem Bericht wörtlich: 


«In den Vereinigten Staaten wird alles, was den Fort- 
schritt hindert, alles, was darauf hinausgeht, die erwor- 
benen Stellungen zu behaupten, durch das Land ver- 
worfen; denn dieses will einen freien Handel und ist 
besorgt, seine Methoden zu verbessern, oder fähig, im 
Interesse des Konsumenten neue Formen zu erfinden. 

Wenn man für die Vereinigten Staaten den Erfolg der 
freien Konkurrenz des Handels in Betracht zieht, muss 
man da nicht in andern Ländern die Haltung gewisser 
Händler bedauern, welche ihr Heil nur in der Zuflucht 
zum Gesetzgeber sehen und den Gang gewisser sich ent- 
wickelnder Formen der Verteilung begrenzen und redu- 
zieren wollen ? Für diese Händler ist Konkurrenz nicht 
gleichbedeutend mit Fortschritt. Sie erstarren in veralte- 
ten Formen, lassen berufliche Fähigkeiten vermissen, 
weigern sich, die Welt so zu sehen, wie sie ist, und finden 
ein sogenanntes Heilmittel nur in der Schaffung einer 
politischen Stimmung der Feindseligkeit unter dem Han- 
del, indem sie versuchen, die Konsumenten in einer drük- 
kenden und ungesunden Atinosphäre mit sich zu reissen. 
Zu Unrecht suchen sie die Gründe der wirklichen Schwie- 
rigkeiten, denen sie mitunter begegnen, anderswo statt 
bei sich selbst.» 


Es scheint mir, dass diese Auszüge für die leitenden 
Kreise der schweizerischen Spezereihändler, die leider in 
Ostende viel zu wenig zahlreich vertreten waren, eine 
Lehre sein sollten. 

Nachstehend noch eine Umschreibung des Kunden- 
dienstes nach Filene: 


«Den Kunden befriedigen, das heisst zuerst dessen 
Wünsche erkennen (Waren, Dienste usw.), wissen, was er 
ausgeben will, sich das beschaffen, was er braucht, und es 
ihm zu dem Preise, den er dafür zu zahlen bereit ist, 
ja sogar billiger, anbieten. » 


Ein anderer, wichtiger Vortrag handelte von den 
Markenartikeln mit vorgeschriebenem Verkaufspreis. Die 
sehr sachlichen Ausführungen legten die Nachteile dar, 
die die Markenartikel mit vorgeschriebenem Preis für 
den Konsumenten haben. Leider war die Mehrheit der 
Versammlung mit dem Referenten nicht einverstanden. 

Drei grosse Vorträge, welche alle Kongressteilnehmer 
vereinigten, waren: 
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Einer von Prof. Wilhelm Röpke vom elnstitut univer- 
sitaire de Hautes etudes internationales». Genf, über die 
l.ebensmittelverteilung in einem geeinten Europa: ein 
anderer über eine bessere und reichliehere Ernährung für 
alle (amerikanischer Versuch), gehalten von drei Ver- 
tretern aus verschiedenen Verteilerkreisen Amerikas: 
und der dritte über die Probleme der Produktivität und 
die Lebensmittelverteilung. ven Robert Buron. Minister 
für Wirtschaftsfragen der Französischen Republik. 

Das besonders interessante Referat von Prof. W. Röpke 
zeigte uns die Unmöglichkeit eines europäischen Zusam- 
menschlusses ohne freien Austausch der europäischen 
Währungen und ohne Rückkehr zu einer gemeinsamen, 
gesunden Finanzpolitik. 

Welche Schlüsse sind aus all diesen Verhandlungen zu 
ziehen: 


l. Die Verteiler von Lebensmitteln s’nd sich ihrer Pro- 
bleme bewusst und versuchen, diese in Zusammen- 
arbeit mit der Produktion zu lösen. 


2. Der alte Begriff des Dienstes am Kunden, der dureh 
die Genossenschaftsbewegung in der Wirtschaft einge- 
führt wurde, wird durch den gesamten Lebensmittel- 
handel übernommen. j 


3. Die amerikanische Entwicklung stellt für viele Ver- 
teiler das zu befolgende Beispiel und das zu erreichende 
Zieldar. Die Umstellung der amerikanischen Methoden 
auf Europa ist jedoch nur nach und nach möglich. Das 
Haupthindernis für die amerikanischen Methoden be- 
steht im Lebensstandard, der in Kuropa weit hinter 
demjenigen Amerikas zurückbleibt. 


4. Unsere Genossenschaftsbewegung, welche ihr erstes 
Ziel, die Verallgemeinerung des Begriffs des Dienstes 
am Kunden, erreicht hat, muss neue Methoden und 
neue Ziele suchen, so vor allem Rationalisierung ihrer 
Unternehmungen, Konzentration und Zusammen- 
schluss, bessere Bildung ihrer Kader und all ihrer in 
der Verteilung tätigen Organe. AV. 


Verlustquellen in Inventurdifferenzen und derer: Zntstehung 


Nach dem Referat von A. Rotzler, Treuhandabteilung des V.S.N.. 
an der ARBUKO-Tagung, 9./10. Mai 1953, in Neuenburu 


Verlustquellen in Inventurdifferenzen sind nicht nur 
und vor allem die übersetzten Manki. sondern auch über- 
mässige Überschüsse. Nur sind diese Überschüsse schlei- 
chenden Krankheiten vergleichbar, die mehr im Verbor- 
genen, dort aber um so verheerender wirken. Besonders 
schlimm steht es bei «verdeckten» Überschüssen, das 
heisst solchen, welche in den Sack der Verkäuferin 
fliessen. 

Wir befassen uns hier vor allem mit den Ladenmanki. 
Den Magazinmanki. also den Manki in den Zentrallagern, 
liegen ja in sinngemässer Auslegung so ziemlich dieselben 
Ursachen zugrunde. 

Inventurmanki sind der Schrecken aller. Ich sah schon 
Fälle, wo sonst durchaus brave und auch tüchtige erste 
Verkäuferinnen ihre Stelle kündigten, einzig und allein 
eben aus solchem Schrecken heraus, aber auch zum 
Schrecken der betreffenden Verwalter. 

Für uns gibt's da nur eins: 


Kampf den Manki. 


Dabei müssen wir bei uns selber beginnen: zuerst 
müssen wir. das heisst die Verwaltung, der Buchhalter, 
alles nur Mögliche und Zweckmässige vorkehren, denn 
wir unterstehen der Sorgfaltspflicht, und bei Mängeln 
und Lücken in der Organisation und der Kontrolle geht 
der Verlust in seiner ganzen Schwere auf unsere Verant- 
wortung und trifft diie Genossenschaft trotz allen mög- 
lichen getroffenen Sicherungen und Kontrollen gegenüber 
dem Verkaufspersonal. 

Um Missdeutungen zu vermeiden, muss ich gleich 
sagen, dass nach meinen Feststellungen die Sache in 
dieser Beziehung bei sozusagen allen Verwaltungen und 
Buchhaltungen unserer Genossenschaften gut steht. Aber 
trotzdem sind wir gut beraten, wenn wir uns alle immer 
wieder mit allen Seiten und Einzelfragen dieser Probleme 
befassen. Nur dadurch bewahren wir uns vor grösserem 
Schaden. : 

Unsere erste Pflicht ist es deshalb, die wahre Natur 
und Ursache möglichst aller Mankofälle zu erkennen, 
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immer wieder dazuzulernen, daınit wir die nötigen Ab- 
wehrmassnahmen rasch treffen können. \Vir müssen den 
Kontrollapparat fest in der Hand behalten. Auch hier 
zeigt es sich, dass es für die Verwalter vor allem auch 
unerlässlich ist, auf die tatkräftige und fachlich best- 
fundierte Unterstützung seitens der Buchhalter zählen 
zu können. Die Verlustrisiken für unsere Vereine sind 
auch dann immer noch gross genug. nämlich dann, wenn 
wir es zum Beispiel mit unfähigem oder unehrlichem 
Verkaufs- oder Magazinpersonal zu tun haben; denn 
gegen Unfähigkeit und Unehrlichkeit ist ja leider noch 
kein Kraut gewachsen. 


Vorbeugen ist besser als heilen. 


Das will heissen: Ursachenergründung und Abwälzung 
der Mankischäden auf die fehlbaren und haftbaren Per- 
sonen sind gewiss wichtige Forderungen. Die schönere 
und viel wichtigere Aufgabe aber ist es, vom Verein aus 
das mögliche Maximum vorzukehren zur Verhütung von 
Verlusten aus Inventardifferenzen. Wenn wir straff orga- 
nisieren und kontrollieren, so vermindern wir vorerst 
einmal die Möglichkeiten der Versuchung. Nicht jeder 
Mensch ist psychisch und moralisch genügend robust, 
um der Versuchung, gleichgültig oder gar unchrlich zu 
sein, widerstehen zu können. Diese Schwachen gibt es 
überall, vielleicht mehr als wir ahnen. Wenn wir an un- 
serer erwähnten Prophylaxe fachgerecht und konsequent 
festhalten, so haben wir das Beste getan, um viele Leute 
vor dem «Umfallen» zu bewahren. Dazu kommt, dass die 
zu diesem Zweck getroffenen Massnahmen in vielen Fällen 
überhaupt erst die Feststellung des eigentlichen Manko- 
herdes und des unfähigen, gleichgültigen oder gar Un- 
ehrlichen Personals ermöglichen. 

Ferner können wir auch nur dadurch eine ganze Menge 
Entstehungsursachen von Manki ausmerzen, wie ebwa 
Fehler und Mängel 


in der Verwaltung, i 
in der Buchhaltung, e 


und 
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in der Ladenbuchhaltung, 

im Lieferwesen, 

in den Lieferscheinen, 

in den Retourscheinen, 

in den Barablieferungen, 

in allen Aclditionen und Überträgen, 

in der Inventur, also in ler Inventaraufnahme, 
im Inventar selber, 

in der Inventarausrechnung, 

in der Inventarabrechnung. 


Sozusagen jeder Mankofall liegt anders, sowohl in sei- 
ner Entstehungsart als auch in seiner Erledigungsart. 
Alle Mankifälle haben aber eines gemeinsam: zu ihrer 
Feststellung benötigen wir immer eine 


Inventur, 


also die matcrielle Bestandesaufnahme der Warenvor- 
räte, der Ladenkassen, der Ladenausstände. 

Es ist klar, dass dler Inventur und dem Inventar für 
alle Beteiligten, Verwaltung und Verkaufspersonal, 
grösste Bedeutung zukommt. Von der Richtigkeit der 
Inventur und des Inventars hängt es ja direkt ab, ob die 
ausgewiesene Buchcdlifferenz des Ladenkontos, also die 
Inventurdifferenz, richtig ist oder nicht. Er ist dies sogar 
eine der wesentliehsten Voraussetzungen zum einwand- 
freien Abrechnungswesen mit dem Verkaufslokal. 

_ Denken wir dabei zum Beispiel nur an eines, an die 
richtige Rechnungsabgrenzung im Zusammenhang mit 
der Frage: Enthält das Wareninventaralle Waren, welche 
dem Verkaufslokal auch belastet worden sind ? Oder um- 
gekehrt: Sind im Inventar nicht Waren, die dem Laden 
gar noch nicht belastet worden sind ? 

Gewiss, sie kostet Geld, die Inventur. Der Frage «Was 
kostet die Inventur ?» müssen wir aber doch «lie andere 
voranstellen: «Was bringt sie ein ?» 

Darauf dürfen wir wohl vor allem antworten: 


«Je mehr Inventuren, desto weniger Hanki.» 


Zu empfehlen ist, in der Regel alle Halbjahre zu inven- 
tieren. Bei grossen Manki muss sofort eine Kontroll- 
inventur erfolgen. Inventurperioden von einem Jahr sind 
schon gewagt, solche darüber hinaus nicht mehr zu ver- 
antworten. 

Weitere Ursachen von Inventurmanki sind: 


fehlende oder ungenügende Warenkontrolle, 

Verkauf mit zu niedrigen Preisen, 

Verluste bei zu gutem Wägen, 

Verluste bei ungenauem Rechnen (zuviel herausgeben 
oder überhaupt nicht einkassieren), 

Verluste durch Gewichtsschwund infolge unrichtiger 
Behandlung und Lagerung, 

Verluste durch übersetzte Lager, 

Verluste durch Verderb, 

Verluste durch Gewährung uneinbringlicher Kredite, 

Verluste durch eigene Umnehrlichkeit oder Unehrlich- 
keit des Hilfspersonals, Verwandter oder Be- 
kannter usw. 


Nicht zu vergessen sind die Verluste aus Inventur- 
manki, welche auf andere charakterliche Mängel des Per- 
sonals zurückzuführen sind: Begünstigung von unter- 
geordnetem Personal zwecks Erreichung eigener verwerf- 
licher Ziele. Nachlässigkeit des Personals (man lässt zum 
Beispielden Lagerraumschlüssel sozusagen in «Griffnähe» 
von fremden «diebischen Elstern», offenbar weil man in 


Sicherheit gewiegt worden iet, da ja vielleicht seit ‚Jahr- 
zehnten nichts Derartiges passiert ist). 

Hierzu noch einige Bemerkungen: Zur Vermeidung 
von Manki aus Gleichgültigkeit oder Unfähigkeit des 
Verkaufspersonals. Als oberstes Gebot gilt: peinliche 
Ordnung und genaue Überwachung des Warenlagers. 

Das verantwortliche Personal muss zu jeder Zeit wis- 
sen, was und wieviel von den verschiedenen Artikeln un- 
gefähr am Lager ist. Möglichst der ganze Warenvorrat 
soll im Laden sein und nicht ein Teil im Laden und der 
vielleicht grössere Teil als Vorrat hinten im Magazin. 
Das verhütet Doppelbestellungen, zu grosse Lager, Ver- 
luste infolge Gewichtsschwundes und Verderbes, und das 
bedeutet Steigerung der Umschlagshäufigkeit und damit 
eine ganz wesentliche Verringerung der Verlustrisiken. 

Die sorgfältige Kontrolle des Wareneinganges mittels 
Lieferscheinen oder Lieferantenrechnungen verhütet Ver- 
luste. Unterbleibt diese Kontrolle, so kann sich dies bitter 
rächen. Bei Frischwaren sind nicht nur Quantität, son- 
dern auch Zustand und Qualität zu prüfen. Mit der Ein- 
kaufskontrolle ist auch das Anschreiben der Verkaufs- 
preise zu verbinden. Jeder Laden muss ein Artikelver- 
zeichnis führen, das gleichzeitig als Preisliste dient. 

Auch die richtige Zagerung und Behandlung der Waren 
ist ein sehr wichtiges Gebot. Die Schäden sind enorm, die 
bei dessen Verletzung entstehen und die dann eben bei 
Inventurdifferenzen als horrende Ladenmanki zum Vor- 
schein kommen. Besonders gross sind diese Verluste bei 
rasch verderblichen Waren, bei Obst, Gemüse, Südfrüch- 
ten, Käse, Butter, Patisserie, Wurst- und Fleischwaren. 

Ladenmanki entstehen vielfach - und namentlich auch 
beim Verkaufteurer Artikel- durch ungenaues Abmessen 
und Abwägen, zum Beispiel bei Käse, Butter, Fett, Öl, 
Fleisch- und Wurstwaren, aber auch bei Früchten. Ver- 
luste entstehen ferner durch flüchtiges, falsches Rechnen. 
Die Sünderinnen sind meistens zu junge Ablagehalterin- 
nen mit ungenügender Erfahrung oder Anleitung, die zu 
wenig oder gar nicht: kontrolliert werden. 

Das Vorwägen der Waren: Es bietet zwar die be- 
kannten Vorteile: 


I. Das gewünschte Gewicht kann genau ausgewogen 
werden, 

2. Das Resultat kann geprüft werden (ein Sack Zucker = 
99 kg netto = 99 Pakete zu | kg). 

3. Rasche Bedienung, 


aber die Gefahr von Verlusten durch Abgabe von zu 
hohem Gewicht, verursacht durch fehlendes Pflichtbe- 
wusstsein, durch Unfähigkeit und Nachlässigkeit des 
Verkaufspersonals, durch mangelhafte oder fehlende In- 
struktion, Überwachung und Kontrolle, besteht auch 
hier noch. Es entstehen da mehr Verluste in Form von 
Ladenmanki, als man glaubt. Zur Ausmerzung gibt esnur 
einen Weg: die gründliche berufliche Ausbildung und die 
Schärfung des Verantwortungsgefühls beim gesamten 
Personal. 

Die Beschaflenheit der Waagen ist ebenfalls in Be- 
tracht zu ziehen. Es kommen heute ja fast ausschliesslich 
automatische Waagen in Frage. Diese haben einen nicht 
zu unterschätzenden Einfluss auf die Inventurergebnisse. 
Sollen grosse Manki verhütet werden, so muss eine solche 
Waage richtig behandelt und richtig bedient werden. 
Jede automatische Waage soll zudem von der Ablage- 
halterin selber jede Woche einmal durch Auflegen von 
Gewichten verschiedener Grössen auf ihre Zuverlässig- 
keit geprüft werden. (Fortsetzung folgt.) 
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Zweckmässiger und kostensparender Konsummilchvertrieb! 


Von Ernst Sigg, Geschäftsleiter im LVZ 


1 


Das Zandwirtschaftsgesetz bringt dem Bauern weit- 
gehende Sicherung von Absatz und Preis für seine Pro- 
dukte. Es wurde vom Schweizervolk im Sinne einer ver- 
ständnisvollen Beurteilung der landwirtschaftlichen 
Verhältnisse gutgeheissen. Konsumgenossenschaften und 
Gewerkschaften, Organisationen. welche Tausende und 
aber Tausende von Konsumenten umfassen, haben das 
Landwirtschaftsgesetz befürwortet. Man darf sogar sa- 
gen. dass diese Organisationen in entscheidendem Masse 
die Annahme des Gesetzes beeinflusst haben. Es liesse 
sich nun denken, dass die Vertreter der Landwirtschaft 
in Fragen, welche den Konsumenten betreffen, ebenfalls 
eine verstehende Haltung einnehmen würden. Leider 
trifft diese Annahme nicht zu. So haben die Vertreter 
der Landwirtschaft in der Diskussion um das Milch- 
stalut für die Forderungen und Wünsche der Konsumenten 
im Grunde genommen recht wenig Verständnis gezeigt. 
Geringfügige Zugeständnisse mussten geradezu abge- 
rungen werden. Zustände und Einrichtungen wurden 
verteidigt, welche sich weder sachlich noch volkswirt- 
schaftlich begründen lassen und auch für den Bauern 
eher eine moralische Belastung bedeuten. 

Wir erinnern an das unerfreuliche Kapitel Käseunion, 
wir erinnern an das Unverständnis in bezug auf die For- 
derung nach einwandfreier Milchqualität. Überhaupt 
will es uns scheinen, als ob das Milchstatut in erster 
Linie für die Interessen von Produzenten, Milchrerbänden 
und Milchhandel geschaflen worden sei. Der Konsument 
kommt einmal mehr mit seinen Forderungen nicht gut 
davon. Seine Wünsche wurden nicht oder dann nur in 
ungenügender Weise erfüllt. So zum Beispiel in der 
Frage der Milchqualität. Eine ausgesprochene Konsu- 
mentenforderung! Aber Art. ] des Abschnittes «Quali- 
tät» musste nach hartnäckiger Diskussion sozusagen 
kurz vor Torschluss zurückgewiesen werden, weil man 
den Forderungen der Konsumenten nicht gerecht wurde. 
Es brauchte viel, um die Rückweisung an die Kommis- 
sion durchzusetzen. 

Ein weiteres Beispiel für die /gnorierung von Konsu- 
menteninteressen ist der Abschnitt über die Ordnung 
des «Zweckmässigen und kostensparenden Konsummilch- 
vertriebes». Der Konsument ist an dieser Regelung stark 
interessiert. Aber wiederum begünstigen die Bestim- 
mungen im Milehstatut in erster Linie die Interessen des 
Milchhandels. Eingehend wurde in der Botschaft des 
Bundesrates die Frage des «zweckmässigen und kosten- 
sparenden Konsummilchvertriebes» begründet. Offen- 
bar erwartete man Bedenken seitens der Konsumenten- 
vertreter. Aber dieser Abschnitt fand im Rat nicht die 
nötige Beachtung. 

Art.21 des Milchstatuts regelt die Frage der «Milch- 
verkaufsbewilligung». Nationalrat Schütz, Zürich, schlug 
folgende Abänderung vor: «... (Gesuche zum Verkauf) 


pasteurisierter Milch in Flaschen sind, namentlich in- 


Fremdenkurorten oder wenn ein für den Verkauf von 
Milchprodukten geeignetes Geschäft sich in günstiger Ver- 
kehrslage befindet und einen vermehrten Konsum er- 
warten lässt, entgegenkommend zu behandeln und zu er- 
ledigen.» Dieser Antrag wurde auch von Nationalrat 
F. Herzog, Dircktionspräsident des V.S.K., Basel, un- 
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terstützt. Mit diesem Abänderungsvorschlag sollte end- 
lich der Weg zur Freigabe des Milchverkaufes in Laden- 
geschäften geöffnet werden, welche den hygienischen und 
zweckmiässigen Frischmilchvertrieb zu gewährleisten in 
der Lage sind. Unsere Milchausmessung auf offener 
Strasse, in Hauseingängen und auch im Milchladen sel- 
ber ist unhygienisch und ungeeignet. Vor allem aber ist 
auch die Organisation des Frischmilchvertriebes un- 
rationell und veraltet. Die Freigabe des Frischmilchver- 
triebes in Flaschen (natürlich unter Wahrung der le- 
bensmittelpolizeilichen Vorschriften) würde zweifellos 
eine Modernisierung der hergebrachten Ailchausmessung 
und des -vertriebes bedeuten. 

Die Mehrheit des Nationalrates hat sich der her- 
gebrachten Milchlädeli- Mentalität angeschlossen. Im 
‚Jahre 1953, in einer Zeit des technischen und hygie- 
nischen Fortschrittes. fand man nicht den Mut, ein 
Milehstatut zu schaffen. weiches mit den Erfordernissen 
der Zeit Schritt hält. Der Kampf wm die Modernisierung 
des Milchhandels und des Niilchvertriebes in den Städten 
muss daher weitergehen! 

li 

Modernen, von einem fortschrittlichen Geist gebra- 
genen Unternehmen des Lebensmitteldetailhandels ist es 
heute verwehrt, im Interesse «ler breiten IXonsumenten- 
schichten einen zeitgemässen, rationellen — und nota 
bene kostensparenden Milchverkauf einzurichten! Dieser 
Zustand ist auf die Dauer unhaltbiar. Es scheint, dass in 
Kreisen unserer Milchwirtschaft für eine Neugestaltung 
unseres Frischmilchvertriebes wenig Neigung vorhanden 
ist. Dies geht aus einem Votum des nationalrätlichen 
Kommissionspräsidenten deutlich hervor. Im National- 
rat erklärte er: «... in den ausländischen Konsumzentren 
wird die pasteurisierte Milch in fertig abgefüllten Fla- 
schen geliefert. Diese Methode würde bei uns zu einer 
beträchtlichen Verteuerung der Milch und zu einer Aus- 
schaltung der mittelständischen Milchhändler führen...» 

Auf die Frage der sogenannten «beträchtlichen Ver- 
teuerung» wollen wir im Augenblick nicht näher em- 
treten. Wichtiger ist für uns vorderhand, feststellen zu 
müssen, dass die Interessen des «miltelständischen M ilch- 
handels» jenen der Konsumenten übergeordnet werden. 
Eine merkwürdige Argumentation! Mit Händen und 
Füssen wehrt man sich gegen die Modernisierung des 
Frischmilchvertriebes, um dem « mittelständischen 
Milchhandel» die althergebrachte Milchausmessung mit 
all ihren Nachteilen für dlen Konsumenten zu erhalten. 
Was Wunder, wenn der Frischmilchvertrieb in unserem 
Milchland um dreissig, vierzig, ja sogar fünfzig Jahre 
zurückstehtl! Dem Antrag Schütz trat ein Bauernvertre- 
ter auch mit der Bemerkung entgegen, man müsse «aus 
hygienischen Gründen den Verkauf von pasteurisierter 
Milch dem angestammten Milchhandel vorbehalten». 
Ansprüche auf «angestammte» Vorrechte kann man nicht 
einfach hinnehmen. Es geht nicht an, den Fortschritt zu 
hemmen, «damit blosse «mittelständische» Milehhändler- 
interessen erhalten bleiben können. 

Die Ordnung im Milchhandel”erstrebt den zweck- 
mässigen und kostensparenden Konsummilchvertrieb. 
Die modernen Lebensmiltelgeschäfte, man denke nur an die 
neuzeillichen Einrichtungen im Selbsthbedienungsladen, 
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sind in der Lage, einen zweckmüssigen, kostensparenden 
und hygienischen. Konsummilchvertrieb zu gewährleisten. 
Diese Voraussetzungen werden erfüllt. Für die Lebens- 
miltelgeschäfte fordern wir daher die Freigabe des Milch- 
verkaufs in Flaschen! Auch Einwände in bezug auf 
Hygiene fallen dlahin, denn der moderne Lebensmittel- 
laden ist auch in «dieser Hinsicht dem sogenannten Milch- 
laden ebenbürtig, wenn nicht überlegen. Dank einer 
rationellen Organisation können die grossen Lebensmit- 
telgeschäfte dem Konsumenten in preislicher und quali- 
tativer Hinsicht nur Vorteile bieten. Milchprodukte kann 
man im Lebensmittelgeschäft schon seit langem kaufen. 
Aber auch hier zeigen sich die Vorteile des rationall ar- 
beitenden Grossunternehmens. Ein paar Beispiele: 


Lebensmittelgeschäft (LVZ) Milchladen 


Butter, 100g. . 1.12 abzüglich 8% = 1.03 1.06 
Rahm, 2 dl. l.t4 abzüglich 8% = 1.05 1.10 
Joghurt. 25 


. ‚25 abzüglich 8% = —.23 —.25 
ein Se „0 abzüglich 8% = —.36% —.40 


Eine Beschränkung des Konsummilchverkaufes auf 
sogenannte Milchläcden lässt sich sachlich gar nicht be- 
gründen. Wir wiederholen: Den «zweckmässigen und 
kostensparenden » IKonsummilchvertrieb kann das mo- 
derne Lebensmittelgeschäft ohne weiteres durchführen. 

III 

‚Weshalb nun Erschwerung und Beschränkung des 
Konsummilchverkaufes, weshalb Ausschaltung der Le- 
bensmittelgeschäfte (welche gemäss den lebensmittel- 
polizeilichen Vorschriften einen Konsummilchvertrieb 
übernehmen könnten) als Vertriebsorganisation ? Unter- 
sucht man diese Frage etwas näher, so stösst man auf 
Faktoren, welche nicht in das Kapitel «zweekmässiger 
und kostensparender Konsummilchvertrieb» gehören. 
Bringt man Hygiene, Zweckmässigkeit, kostensparender 
Vertrieb in Abzug, so bleiben nur noch verbands- und 
gewerbepolitische Überlegungen und Interessen übrig. 

Unsere Milchwirtschaft ist heute weitgehend kartelli- 
siert. Der Zentralverband schweizerischer Milchprodu- 
zenten hat sich «zum grössten privaten Kartell unserer 
Volkswirtschaft» entwickelt (Prof. Hans Bachmann, Mit- 
glied der Leitung des Seminars für Agrarpolitik und 
Agrarrecht an der Handels-Hochschule St. Gallen). Fine 
eigentliche Monopolstellung hat sich herausgebildet, welche 
vom Milch- Produzenten bis zum Milch-Händler reicht. 

\Wir haben hier eine Linie, welche weitgehend jene der 
Produzenten und der Milchverbände ist. Der Konsument, 
welcher im Gefüge unserer Milchwirtschäft immerhin eine 
nicht unwesentliche Rolle spielt, ist sozusagen völlig 
ausgeschaltet. Gewiss kennt clie Wirtschaft unseres Landes 
auch andere Kartelle, welche eine Monopolstellung be- 
sitzen oder erstreben. Im Falle «Milchkartell» ist die 
gesetzliche Verankerung jedoch einzigartig. Diese Mono- 
polbestrebungen werden gesetzlich gefördert, und zwar 
eindeutig im Interesse der Produzenten und ihrer Ver- 
bände. 

Die Dinge liegen heute so, dass sich eine Aonsumenten- 
organisation nicht in die Reihe Produzent-Milchverband- 
Milchhändler einschalten kann, und zwar deshalb nicht, 
weil der starke Arm der Dlilchverbände bis zum Milch- 
kesseli der Hausfrau reichen muss, weil, um es kurz zu 
machen, die monopolistische Linie keine Erschütterung 
erfahren darf. Man will, wie man zu sagen pflegt, unter 
sich bleiben. 


Für die Errichtung eines neuen Milchhandelsgeschäftes 
und für den Vertrieb von Frischmilch ist nach dem Gesetz 
eine behördliche Erlaubnis nötig. Bevor jedoch diese Be- 
willigung (Abteilung Landwirtschaft) erteilt werden 
kann, sind Gemeindebehörden, Milchproduzenten- und 
Milchhändler- oder Milchkäuferorganisationen (nicht zu 
verwechseln mit Konsumentenorganisationen!) konsul- 
tativ anzuhören. In der Praxis dürfte es so sein, dass die 
Behörde in kaum je einem Fall gegen den Willen der mäch- 
tigen Verbände entscheiden wird. Wir haben im Gesetz 
auch die Bestimmung, dass bei Inhaberwechsel eine Be- 
willigung verweigert werden kann, sofern die «beteiligten 
Organisationen» dem bisherigen Geschäftsinhaber eine 
angemessene Abfindung für den wirtschaftlichen Wert 
der Milchkundschaft leisten. 


IV 

Die Massnahmen zur Reglierung und Beschränkung 
des Milchhandels wurden während der Arise der dreissiger 
Jahre getroffen. Die Bewilligungspflicht für die Eröffnung 
von Milchverkaufsstellen wurde im Jahre 1933 verfügt. 
Es ging darum, den am Boden liegenden Milchhandel zu 
sanieren. Nicht unerwähnt sei in diesem Zusammenhang 
dass der Bundesrat in seiner Botschaft vom 12. Februar 
1934 sogar eine Sanierung durch ein Milchhandelsmono- 
pol des Zentralverbandes schweizerischer Milchprodu- 
zenten befürwortete. Ein Vorschlag übrigens, der durch- 
aus in der Linie der Verbandspolitik innerhalb unserer 
Milchwirtschaft gelegen hätte. Da meldeten sich aber 
berufsständische und gewerbepolitische Interessen; der 
Frischmilchvertrieb blieb unter Wahrung des entschei- 
denden Einflusses der Milchverbände dem «mittelstän- 
dischen und angestammten Milchhandel» vorbehalten. 


Auch die Quartiereinteilung, als Massnahme zur Ver- 
ringerung der Verschleisskosten der Konsummilchver- 
mittlung diente wiederum den Interessen des «mittel- 
ständischen Milchhandels», welcher sich damals durch 
zahlreiche Eröffnungen von Milchläden selbst konkurren- 
zierte. Diese Sanierungsmassnahmen brachten dem Händ- 
ler grosse Vorteile, beraubten jedoch den Konsumenten des 
freien Milchkaufs. Um diese Einschränkungen mundge- 
recht zu machen, erzählte man, dass dadurch eine «ratio- 
nelle und kostensparende Milchverteilung» erreicht 
würde, dass ohne diese Sanierung die Milch in Zürich 
zum mindesten um l Rappen teurer wäre. Mit diesen 
recht problematischen Behauptungen wollen wir uns 
nicht länger beschäftigen. Wir glauben aber nicht, dass 
dieser vielgerühmte «zweckmässige» Milchvertrieb einer 
objektiven und sachlichen Untersuchung standzuhalten 
vermöchte. /m Gegenteil: die heutige Milchausmessung 
scheint uns höchst unzweckmässig und kostenverleuernd. 


Auch die Sanierungsmassnahmen der Ärisen- und 
Kriegsjahre interessieren uns im Augenblick nicht; die 
damaligen Massnahmen wollen wir nicht diskutieren. Für 
die damaligen Verhältnisse mögen sie vielleicht sogar 
richtig gewesen sein. aber in aller Deutlichkeit wollen wir 
doch festhalten, dass die herrschende Ordnung im Milch- 
handel heute veraltet und überholt ist. Wir wollen auch 
festhalten, dass der «mittelständische Milchhandel» es 
inzwischen vorzüglich verstanden hat, sich während der 
Kriegsjahre mehr als nur zu sanieren. Dank einer gross- 
zügigen Sortimentserweiterung mit Artikeln, welche mar- 
genmässig recht interessant sind, haben sich die soge- 
nannten Milchläden zu eigentlichen Lebensmittelgeschäf- 
ten entwickelt. In vielen Fällen wird der Milchhandel nur 
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noch so nebenbei betrieben. Es gibt Beispiele, wo man am 
Gemüschandel offenbar mehr interessiert ist als am sange- 
stammten» Milehhandel. Und wenn wir in der bundesrät- 
tiehen Botschaft zum Milehstatut lesen. dass der Milch- 
verkauf sich reeht wohl «als Zockmittel zum Verkauf von 
anderen l.ebensmitteln aller Art oder gar von Bedarfs- 
artikeln» benützen lasse, so mag das bei manch einem 
biederen « Milehhänttler» zutreffen. In Tat und Wahrheit. 
gibt es heute Lebensmittelgeschäfte (sogenannte Milch- 
kiden). welche das Pririlegium einer Milchverkaufsbe- 
willigung besitzen. Das sture Festhalten am cangestamm- 
ten Milehhandel» liegt nieht im Interesse eines zweck- 
mässigen und kostensparenden Frischmilchvertriebes. 
Diese «angestammten» Zustände sind für unsere Zeit 
unhaltbar geworden, unhaltbar nicht zuletzt auch des- 
halb, weil damit ein Monopol einer kartellisierten Milch- 
wirtschaft erhalten bleiben soll. Merkwürdig genug übri- 
gens, dass beispielsweise die Eröffnung eines Bäckerei- 
ladens oder einer Metzgerei nicht den monopolistischen 
Einschränkungen und Erschwerungen eines Statuts un- 
terworfen ist. Es genügt. wenn diese Läden den lebens- 


Schiedsgericht und Verdrängungs- oder 
Vernichtungsboykott 


Der Appellationshof des Kantons Bern hat es abge- 
lehnt. auf eine Klage eines Kioskbesitzers Sch. in Zürich 
einzutreten, weil zu deren Behandlung das durch die 
Konventionsbedinzungen des Tabakverbandes verein- 
barte Schiedsgericht zuständig sei. Sch., der in Zürich 
einen Kiosk eröffnet hatte, bewarb sich beim Schweizeri- 
schen Tabakverband um die Bewilligung zum Verkauf 
von Tabakwaren, beziehungsweise zum Bezug solcher 
Waren von den dem Verband angeschlossenen Firmen 
zu den Konventionsbedingungen. Er erhielt denn auch 
ein Exemplar der Konvention des Verbandes, worin das 
Schiedsgericht vorgesehen und Verzicht auf den ordent- 
lichen Gerichtsstand und Prozessweg enthalten war. Um 
die nachgesuchte Bewilligung zu erhalten, unterzeichnete 
der Kläger nach Erhalt der Konvention einen Verpflich- 
tungsschein, der ebenfalls die Schiedsgerichtsklausel 
wiederholt. 

Der Verband lehnte dann aber die Erteilung der Be- 
willigung mit der Begründung ab, dass ein Bedürfnis für 
(den Verkauf von Tabakwaren am Standort des Kiosks 
des Klägers in Zürich nicht vorhanden sei. Daraufhin 
klagte Sch. beim Appellationshof auf Verurteilung des 
Verbandes zur Erteilung der verlangten Bewilligung, auf 
Abgabe einer Erklärung des Verbandes an die ihm ange- 
schlossenen Firmen, dass sie zur Belieferung des Klägers 
befugt seien. und auf Verurteilung zu Schadenersatz. 
Gegen den ablehnenden Standpunkt «des bernischen 
Appellationshofes reichte Sch. beim Bundesgericht staats- 
rechtlichen Rekurs ein, weil der Richter die wesentlichen 
Grundlagen des Vertrages willkürlich missachtet habe. 

Die staatsrechtliche Kammer hat den Rekurs des 
Kioskbesitzers teilweise gutgeheissen mit der Begrün- 
dung. dass der Entscheid des bernischen Appellations- 
hofes vor Art.4 BV nicht standhalte (Rechtsgleichheit). 
Die laut Rechtslehre und Doktrin anerkannte Selb- 
ständigkeit einer zivilrechtlich vereinbarten Schieds- 
klausel bringe es zwar mit sich, dass die Ungültigkeit 
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mittelpolizeilichen Vorschriften entsprechen. Weshalb 
soll es im Sektor Milch nicht auch so sein? 


V 

Wenn heute grosse Konsumentenorganisationen den 
freien Trischmilchvertrieb nach neuesten hygienischen 
und technischen Grundsätzen fordern, so beileibe nicht 
deshalb, um die Frischmilch als «Lockmittel» zu benüt- 
zen, sondern weil sie als Konsumentenorganisation in alle 
Sektoren des täglichen Lebensbedarfes dem Konsumen- 
ten die Vorteile eines rationellen Verteilerapparates brin- 
gen wollen. 

Das Rad der Zeit lässt sich nicht aufhalten, Wir sind 
überzeugt, dass trotz Milchstatut früher oder später der 
Weg zum wirklich zweckmässigen und kostensparenden 
Konsummilchverkauf in «len modernen Läden grosser 
Konsumentenorganisatiouen freigegeben werden muss. 
Im Interesse der Konsumenten und im Interesse eines ver- 
mehrten Frischmilchkonswns werden wir nicht ruhen, bis 
die Modernisierung im Milchhandel ihre Verwirklichung 
gefunden hat. 
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oder das Dahinfallen des zivilrechtlichen Vertrages nicht 
notwendig auch die Ungültigkeit oder das Dahinfallen 
der Schiedsklausel zur Kolge haben; anderseits kann 
die Erklärung der Vertragsparteien, dass das Schieds- 
gericht «bei allen Differenzen» zwischen den Unterzeich- 
nern und dem Schweizerischen Tabakverband anerkannt 
werde, unmöglich den Sinn haben, dass das Schieds- 
gericht auch für Klagen zuständig erklärt werden sollte, 
deren Gegenstand sich aus der Konvention ergibt. Mit 
der Klage beantragt Sch. den Tabakverband zu verur- 
teilen, dem Kläger zu bewilligen, sämtliche für seinen 
Kiosk benötigten Tabakwaren von den dem Beklagten 
angeschlossenen Firmen zu Konventionsbedingungen zu 
beziehen, und ihn zu verpflichten, jenen Firmen mitzu- 
teilen, class sie den Kläger zu den üblichen Verbands- 
preisen beliefern könnten. Der Kioskbesitzer behauptet, 
der Verband verunmögliche dem Kläger zufolge der Be- 
willigungsverweigerung die Existenz, da es sich um einen 
Verdrängungs- oder Vernichtungsboykott handle, der 
seine gesetzlichen Schranken in den Art. 2 und 28 des 
Zivilgesetzbuches finde. Das Verhalten des Beklagten 
stelle einen unzulässigen Boykott dar. ; 

Eine Klage, die auf Beseitigung der Störung zielt, be- 
steht beim Verdrängungsboykott darin, dass der Boykot- 
tierte in der Möglichkeit des freien Kaufes oder Verkaufes 
gesperrt wird. Eine solche Klage stützt sich daher weder 
auf die Konvention noch auf den Verpflichtungssehein, 
sondern wird aus dem Persönlichkeitsrecht des Klägers 
abgeleitet, also auf Verletzung der wirtschaftlichen Per- 
sönlichkeit basiert. Des weitern fordert der Kläger Scha- 
denersatz. Wie weit bei dieser Sachlage die Klage eine 
Boykottklage und wie weit eine solche aus der Konven- 
tion darstellt, braucht nicht abschliessend untersucht zu 
werden. Es genügt, dass jedenfalls ein Teil der Begehren 
aus dem Persönlichkeitsrechtsschutz des Art, 28 des 
Zivilgesetzbuches abgeleitet wird, was das angefochtene 
Urteil vollkommen übersah. Dass der Rekurrent auch 
mit diesem Teil der Klage, die gewiss nicht unter 
Schiedsklausel fallen kann, vor das Schiedsgericht ver 
wiesen wird, lässt sich aussachlichen Gründen nicht reelt- 
fertigen und hält daher vor Art. 4 BV nicht stand. care 
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Wird der Befehl eines Vorgesetzten nicht ausgeführt, 
so folgert man gewöhnlich daraus, dass der Angestellte 
schlechten Willens sei, (las heisst, dass er nicht gehorchen 
wolle. 

Eine solche Folgerung, die sich auf keinerlei Beweise 
stützt, ist aber schr voreilig und deckt sich nur selten mit 
den Tatsachen. Untersuchungen, die man zur Ergrün- 
dung des Ungehorsanıs — dieses Zustandes, über den die 
Befehlenden nicht genug klagen können - angestellt hat, 
haben ergeben, dass clie Gründe zum Ungehorsam bei 
weitem zahlreicher sind als diejenigen zum Gehorsam. 

Diese Gründe kann man in zwei grosse Gruppen ein- 
teilen. Der einei: gehören die 


Gründe funktioneller Art 


an. Hier handelt es sich vor allem um den Mangel an 
speziellen Eigenschaften, der es nicht erlaubt, bestimmte 
Anordnungen auszuführen. Zu diesen Eigenschaften ge- 
hört vor allem ein bestimmter Grad von Intelligenz. Wer 
nicht imstande ist, den Sinn eines ihm gegebenen Auf- 
trages zu erfassen, wird diesen auch nicht ausführen 
können. Ungenügende Aufmerksamkeit oder geringe 
Konzentrationsfähigkeit kann sich auf das Angeordnete 
nicht einstellen. Hat einer ein schwaches Gedächtnis, so 
kann er sich den erhaltenen Befehl nicht einprägen. Wer 
sehr langsam oder ungeschickt ist, das heisst seine Bewe- 
gungen nicht meistern kann, wird so manche Aufgabe nur 
unbefriedigend ausführen. Wo der Sinn für Ordnung 
fehlt, gerät die Arbeit nur unsauber oder nachlässig. 

Auch (dort, wo der Angestellte zur Ausführung eines 
Auftrages fachliches Wissen und Können braucht, das 
von einer speziellen Begabung abhängt, die ihm nicht 
eigen ist, wird er notwendigerweise versagen. 

In den eben angeführten Fällen kann der beste Wille 
zum Gehorsam vorhanden sein, doch fehlen die Mittel, 
die zur Ausführung des Geforderten notwendig wären. 
Der Angestellte will zwar, aber er kann nicht. 


* 


Ganz anders liegen die Dinge bei den 
Gründen charakterologiseher Art. 


Hier sind alle Vorbedingungen zur Ausführung eines Be- 
fehls vorhanden: Der Angestellte ist intelligent, hat ein 
gutes Gedächtnis, besitzt viel Geschick und Konzentra- 
tionsfähigkeit, und doch führt er den erhaltenen Befehl 
nicht aus, weil sein Charakter sich dagegen wehrt. Er 
kann also, aber er will nicht, und sein Unwille tritt mei- 
stens zutage durch Mimik oder Gestik, Murren oder 
harte Worte. 

Wird ein Befehl nicht ausgeführt oder das Gegenteil 
von dem getan, was befohlen wurde, so spricht man von 
Trotz. Trotz ist die offene Auflehnung gegen einen er- 
&angenen Befehl. Trotz kann sporadisch, nur einer be- 


UNTERTAN oder MITARBEITER? 
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Warum ist man ungehorsam? 


stimmten Anordnung gegenüber auftreten, so dass der 
gleiche Mensch in manchen Fällen gehorcht, in anderen 
aber nicht gehorcht. Tritt der Trotz aber immer und 
systematisch auf, so dass sämtliche Befehle ignoriert und 
nicht ausgeführt werden, so spricht man von Negativis- 
mus. Dies ist die geistige Haltung, die den fremden Willen 
missachtet und ihn vollständig ablehnt. (Übrigens kann 
nicht nur der Angestellte negativistisch sein, sondern 
auch der Vorgesetzte. Dies zeigt sich zum Beispiel, wenn 
dieser auf die Vorschläge seiner Angestellten niemals 
eingeht.) 

Deutlich vom Negativismus unterschieden ist die 
passive Resistenz. Sie tritt nur gelegentlich auf und mei- 
stens in Form der Behauptung, den Befehl nicht ver- 
standen oder überhört zu haben: oder man führt ihn so 
umständlich und mit derart grossen Zeitverlusten aus, 
dass das Ergebnis praktisch wertlos wird. Die passive 
Resistenz ist die Vorstufe des Streiks, das heisst der ab- 
sichtlichen Niederlegung der Arbeit, des zur Schau ge- 
tragenen Ungehorsams. 

Der Unwille zu gehorchen, der sich in den hier erwähn- 
ten Formen äussert, hat seinen Ursprung, wie schon 
gesagt, im Charakter des Ungehorsamen. Bine grosse 
Anzahl verschiedener Eigenschaften kann ihn hervor- 
rufen. 

An erster Stelle ist die Jsozialität zu nennen. Das ist 
die Unfähigkeit, sich in eine soziale Ordnung einzufügen 
oder sich ihr anzupassen, weil das Interesse an den Mit- 
menschen fehlt. Der Asoziale kümmert sich nicht um den 
Mitmenschen, er will nichts mit ihm gemein haben und 
sondert sich von ıhm ab. Daher ist ihm jeder Befehl wie 
ein Eingriff in seine persönliche Sphäre. Er betrachtet 
ihn als eine Einengung seines Ichs. Egozentrischen Men- 
schen fällt das Gehorchen schwer. 

Auch die Selbstgefälligen, allzu Ehrgeizigen und Über- 
heblichen wollen nicht gehorchen, ebenso alle, die von 
einem übertriebenen Geltungsdrang besessen sind. Sie 
glauben, etwas von ihrer Würde einzubüssen, wenn sie 
einen Befehl ausführen oder gar einen Ratschlag befolgen. 
Es sind dies die Herrscher- und Machttypen, für die nur 
der eigene Wille massgebend ist. Zwar verlangen sie von 
anderen strikten Gehorsam, weil dies ihrem Geltungs- 
drang entspricht, wollen aber selbst unter keinem «.Dik- 
tat»stehen. Als « Diktat » fassen sie alles das auf, was nicht 
mit ihren Ansichten und Forderungen übereinstinmt. 
Diese Eigenwilligkeit kann sich bis zur Krankheit stei- 
gern. Jede Bemerkung wird dann als Befehl aufgefasst: 
man ist ängstlich besorgt, ihm nur ja nicht Folge zu 
leisten, und versucht bei jeder Gelegenheit, die eigene 
Person in den Vordergrund zu drängen. 

Neben den Machttypen sind es aber auch die mit Min- 
derwerligkeits- und Benachteiligungsgefühlen Belasteten, 
die nur ungerne gehorchen. Sie versuchen zwar, «diese 
Empfindungen zu kompensieren, auszugleichen, aber 
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sehen jedes Siehunterordnen unter einen freniden Willen 
als Beweis ihrer Minderwertigkeit oder ihrer Benachteili- 
gung an. eWäre ich nicht Jahm» (oder «klein gewachsen » 
oder «hässlich und talentlos»). so würde man nicht wagen, 
wir zu befehlen. Solehe Gedanken sind Äusserungen einer 
verletzten Seele, entspringen starken Affekten und sind 
oft schon deshalb irrig. 

Ein weit schlimmerer Charakterzug führt ebenfalls zu 
Ungehorsam. Es ist der Hass. Die feindseligen Gefühle 
machen sieh in Ungehorsam Luft. Ungehorsam ist ein 
billiges Mittel. den anderen zu reizen, zu kränken und 
zu plagen. Es gibt Angestellte, die eine gewisse Schaden- 
freude verspüren, wenn sie durch Ungehorsam ihren Vor- 
gesetzten ärgern können. Dieser Ungehorsam ist oft die 
einzige Waffe des Schwachen, mit der er gegen seinen 
Vorgesetzten rebellieren und ihm zeigen kann, wie sehr 
er ihn ablehnt. 

Einen ganz besonderen Rang nehmen die seelischen 
Konflikte als Ursache des Ungehorsamsein. Der Ursprung 
mancher Konflikte reicht bis in die Kindheit zurück. Wer 
mit seinen Eltern in schlechter Beziehung gestanden und 
nie gewagt hat, offen eine eigene Meinung zu äussern, 
rächt sich unbewusst viel später an seinem Vorgesetzten, 
sozusagen als «Ersatz». Er sieht in ihm das Bild seiner 
Eltern. Mancher «unerklärliche» Ungehorsam von seiten 
eines sonst freundlichen, arbeitsamen Menschen lässt sich 
im Hinblick auf die Kindheitseindrücke begreifen. 

Wir konımen nun zu einer weiteren Ursache des Un- 
gehorsams. Es ist dies die Entwicklungshemmung. 

Eine der Errungenschaften der modernen Psychologie 
besteht in der Erkenninis, dass jeder Mensch in seiner 
Kindheit und ‚Jugend eine Phase, die Monate, ja sogar 
‚Jahre dauern kann, durchmacht, in der er versucht, mög- 
lichst selbständig zu sein und seine Kräfte spielen zu 
lassen: gewöhnlich tritt diese Phase im dritten Lebens- 
jahr. im neunten (Vorpubertät) und in der Pubertät auf. 
Die Kinder neigen dann zum Trotz gegen ihre Eltern und 
Erzieher. Ist aus irgendeinem Grunde diese durchaus 
normale Phase in diesen Jahren nicht durchgemacht 
worden, so wird sie häufig in späterer Zeit nachgeholt. 
(Mit den Kinderkrankheiten verhält es sich ähnlich: Wer 
sie in jungen Jahren nicht durchmacht, wird später von 
ihnen befallen.) So mancher Trotz, der sich gegen den 
Befehl eines Vorgesetzten erhebt, ist Äusserung dieser 
noch unerledigten Entwicklungshemmung. 


* 


Alle diese hier erwähnten Gründe zum Ungehorsam 
haben ihre Ursache in einer bestimmten körperlichen 
oder seelischen Veranlagung. Ein weiterer Anlass zum 
Nichtgehorchen kann in der 


persönlichen Beziehung zum Vorgesetzten 


(Partnerschaft) gefunden werden. Die Antipathie spielt 
hier eine grosse Rolle. Sie kann sich zum glühenden Hass 
steigern, und dieser Hass — wie übrigens jeder Affekt — 
trübt die Beziehung zum Mitmenschen. Hass setzt eine 
scharfe Kluft zwischen den Hassenden und den Gehass- 
ten, während der Gehorsam eine gewisse Bindung her- 
stellt. Deshalb kann der Hassende nicht gehorchen. 
Zwingen ihn seine Verhältnisse dazu, doch eine unter- 
geordnete Stellung anzunehmen, so gehorcht er gegen 
seinen Willen, mit in der Tasche geballter Faust und 
versucht, sich zu rächen. 

Woher aber stammt diese unbändige Antipathie, 
könnte man sich fragen? Manchmal entspringt sie der 
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vollständig entgegengesetzten Gesinnung und geistigen 
Veranlagung der beiden Partner. Gegensätze ziehen sich 
an, sagt man; aber das ist nur eine einseitige Betrach- 
tungsweise. Gegensätze stossen sich auch sehr oft ab. Ist 
einer der Partner aufriehtig, der andere aber nimmt es 
mit der Ehrlichkeit nicht so genau, so muss das zu Span- 
nungen führen. Viel öfter aber hat die Antipathie einen 
persönlichen Grund. Der Angestellte hat das Gefühl, der 
Vorgesetzte kümmere sich nieht um ihn und sehe in ihm 
nicht einen Menschen, sondern eine Nummer. Daher 
fühlt er sich in seiner Menschenwürde verletzt. Der Boden 
für den Hass ist bereits geschaffen. 

Auch Enttäuschung führt zu Antipathie. Wenn man 
sich von seinem Vorgesetzten das Bild eines an Kennt- 
nissen, Bildung und Charakter überragenden Menschen 
macht und dann erkennt, dass ihm diese Eigenschaften 
— eine einzelne oder alle insgesamt — fehlen, so äussert 
sich der Unmut der Enttäuschung in einer Abneigung, 
die geradewegs zum Ungehorsam führt. 

Eine weitere Ursache des Ungehorsams ist die Abnei- 
gung gegen die Art der Arbeit. Wird dem Angestellten eine 
Arbeit zugewiesen, die ihın zuwider ist, die seinen Nei- 
gungen nicht entspricht und ihn unbefriedigt lässt, so 
entlädt sich der Unmut darüber im Ungehorsam, der als 
Protest gegen die als Pein empfündene Betätigung auf- 
zufassen ist. 

Angestellte, die ihren Beruf wirklich lieben und sich 
ihm vollkommen widmen, Ichnen sich selten gegen ihren 
Vorgesetzten auf. Wir schen daraus, wie wichtig es ist, 
dass möglichst jeder einen Beruf ausübe, der seinen 
Neigungen entspricht. 

Das nächste Mal kommen wir auf jenen Ungehorsam 
zu sprechen, der nieht hier angeführte innere, sondern 
von aussen herantretende Ursachen hat. 
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Leitiaden für gerechte Entlöhnung. Max Felber. Verlag Organi- 
sator AG, Zürich 50. 88 Seiten, kart. Fr. 9.90. 


Man hat in unseren Konsumvereinen dem Problem der ge- 
rochten Entlohnung des Personals je und jo grosse Aufmerkyam- 
keit geschenkt. Gegen 100 Geamtarbeitsverträge zeugen von 
sozialer Aufgeschlossenheit und gegenseitigem Verständnis. 
In bezug auf das «richtige Mass der Entlöhnung» sind ‚die Mei- 
nungen zwischen Arbeitgober- und Arboitnehmersoito aber 
vielfach geteilt, und das Resultat ist oftmals ein nieht recht be- 
friedigender Kompromiss. 3 f 

Der im Verlag Organisator vor kurzem erschienene „‚Leit- 
faden für gerechte Entlöhnung» verdient auch in unseren Kreisen 
beachtet zu werden, weil hier ein Praktiker den Versuch ‚unter- 
nimmt, kurze und leichtfassliche Anleitungen für die richtige 
Einschätzung der Mitarbeiter und ihrer Tätigkeit zu goben. 

Wir sind der Meinung, dass unsere Konsumvereme der Be- 
wertung von Mensch und Arbeit in Büro und Betrieb inskünftig 
vermehrte Aufmerksamkeit schenken sollten; dies nicht zuletzt 
mit Blick auf dio überall feststellbaron Bemühungen um Ak- 
tivierung weiterer personellor und botrieblicher l.eistungs- 
reserven. Das Buch ist ein schr wortvoller Diskussionsbeitrag 
zum Problem des Leistungslohnes und gibt im 1. Kapital einen 
kurzen Überblick über die heutigen Verhältnisso und weist 
auf die Grundlagen für cino orfolgreicho Personalführung hin. 
Anschliessend werden im 2. Kapitel Fragen der Entlöhnung und 
des Lohnaufbaues behandelt, denen die Bewertung der Arbeit 
im Kapitel 3 und des Menschen im Kapital 4 folgen. Im letzten 
Kapitel wird das praktische Vorgehen hei der Lohngestaltung an 
Beispielen behandelt, und im Anhang findet sich eine Übersicht 
über einschlügiges Schrifttum. In den Text eingestrouto Ta- 
beilen, Formulare, Bereehnungsbeispiolo usw. tragen wesentlich 
zum Verständnis dieser lesonsworten Abhandlung über dus 
Lohnproblem bei. do. 
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Wissenswertes über Topinambur 


Die 'Topinambur ist unter der volkstümlichen Bezeichnung 
«Erdschocko», «Zuckorkartoffel», «Reh-, Fasanen- und Wild- 
kartoflel», aber auch als «Schnupskartoffel» bekannt. Sie ist 
botanisch als Helianthus tuberosus L. zu betrachten, also als eine 
der ausdauernden Sonnonblumen, und zwar als die knollenbil- 
dende Art. Sie koınmt in zahlreichen Spielarten knollenbildend 


Kultur- und Futterpflanze. Der Kardinal Farneso war einer der 
ersten, der sie in seinem botanischen Garten kultivierte. (Er- 
wähnt sei, dass sie boi einer Hungersnot 1612/13 in Kanadu 
herbeigezogen wurde und so den Kolonisten zur Rettung wurde.) 

Während des Dreissigjährigen Krieges gab es in Deutschland 
einen ausgedehnten Anbau. Sie konkurrierte orfolgreich mit der 


E vor. Es gibt Sorton und Stämme mit roter, rosafarbener, gelber. Kartoffel (Solanum tuberosum L.). Nach Zwangseinführung der 
weisser und eredfarbenor Schale in Apfel-. Birnen-, Spindel-. Kartoffel wurde die Topinumbur verdrängt. Erst nach dem Zu- 
Walzen- und Möhronform. sammenbruch Deutschlands anno 1945 kam es dort zu systema- 


Dio Topinambur wurde um 1600 nach Europa eingeführt, aus 
dem damaligen Nouvelle-France, dem heutigen Kanada. Hier 
kaın sio wild vor, offenbar von Indianern eingeschleppt. Die Ur- 
heimat muss in den Anden zu suchen sein, schreibt Dr. G. A. 
Küppers-Sonnenberg, Müden/Oertze, in der Zeitschrift 
Deutsche Lebensmittel-Rundschau», Band 49, S. 65-68 (1953). 

Die Topinambur fund nach ihrer Einführung in Furopa eine 
schnelle Verbreitung, zunächst als exotische Rarität, bald als 
Speiscknolle von besonderer Wertschätzung, kurz darauf als 


tischen Untersuchungen der Anbauwürdigkeit und Auswertungs- 
möglichkeit der Topinambur. 

In Frankreich ist die Entwicklung geradlinig verlaufen: von 
den Einfuhrhäfen Rochester und La Rochelle breitete sich «ler 
Anbau fächerartig aus durch Mittelfrankreich. Um Poitiers und 
Limoges hat sich ein Anbauschwerpunkt entwickelt. In den 
Departements Vienne. Haute-Vienne und Deux-Sevros erreicht 
die Topinamburanbaufläche die der Kartoffel, teilweise auch 
mehr. Der Anbau breitet sieh in_Frankreich noch aus. 1905 
waren 100000 ha. 1935 145000 
ha mit Tobinambur angebaut. 
Dann sank die Anbaufläche 
während des zweiten Weltkrie- 
ges auf 121000ha. und heute he- 
trägt sie wieder 145000 ha. In 
den Hauptanbaugebieten wird 
Alkoholerzeugung betrieben 
(daher auch der Name 
+Schnapskartoffel»). und zwar 
ın Genossenschaftsbrennereien, 
welche ihre Ausbeute an eine 
zentralo Alkoholverwertungs- 
fabrik in Melle liefern, die eine 
technische Weiterverarbeitung 
vornimmt. Frankreich besitzt 
zudem eigene Verfahren zur 
kristallinen Gewinnung des in 
der Knolle enthaltenen Frucht- 
zuckers. 

Seit. 1945 setzte in Deutsch- 
land eine Bewegung zur syate- 
matischen Entwicklung der To- 
pinambur, zur Intensivierung 
des Anbaus und der Auswer- 
tung des in der Knolle ent- 
haltenen Fruchizuckers cin. 
aber die Gesamtfläche beträgt 
wohl schwerlich über 1000 ha. 

Die Topinamburknolle hat 


Helle, kühle 
Läden 
unverdeckle 
Auslagen trotz 
vollkommenem 
Sonnenschulz 


freundliche Atmosphäre - an- 
genehmeres undleichteres Be- 


bekannt für Norm-Bauteile und Betriebseinrichtungen 


Verlangen Sie Prospekt oder Vertreterbesuch 


dienen - geschützte Waren - 
dekorativeFensterfronten-voll- 
kommene Fensterverkleidung 
für hohe Festtage - dank 


der modernen, dekorativen 
Raff-Lamellenstore. welche di- 
rektes Sonnenlicht abhält, oh- 
ne zu verdunkeln. 

DE LUXE-Qualität in Material 
und Ausführung. rasche und 
leichte Montage ohne bauliche 
Arbeiten. 


Tel. 521300 


nach Ertrag und Gehalt den 
Rang der Kartoffel und der 
Zuekerrühe. Der Hauptinhalt 
ist Fruchtzucker. An Stelle der 
Stärke der Kartoffel finden wir 
Inulin (nicht etwa Insulin), das 
heisst Alantstärke, und stutt 
der Succharose {Rohrzucker) 
der Zuckerrübs enthält die 
Topinamburknolle Laevuluse 
(Fruchtzucker). 

Als inulinhaltig ist auch 
junges Topinamburkraut ge- 
niessbar, und das Laub kommt 
für Putterzweeke in Frage. Ge- 
genüber der frostempfindlichen 
Kartoffel ist die Topinambur 
frosthart. Der Mindergehalt an 
Kalium und der Mehrgehalt an 
Natrium gegenüber der Kar- 
toffel lässt die Topinarnbur diä- 
tetisch und pharmazeutisch 
auswerten. Auch wogen des 
hohen Inulingehaltes wird To- 
pinambur für die Diabetikor- 
diät (Zuckerkrankheit) emp- 
fohlen. Die Topinambur bietet 
die Möglichkeit, den Frucht- 
zucker anstatt aus Obst über 
der Erde, in grossen Mengen aus 
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der Ente zu beziehen. - Die mhe Knolle hat einen Geschmack von 
Nuss bis Rube und gekocht von Artischoeke. In Feinkostgeschäf- 
ten und Feinsehmeekerrestaurants ist die Topinambur gelegent- 
lieh als «Erdschecke» anzutreften. Der Küche hiefert die To- 
pinambur ein Winterfrischgemnise vom November bis Mai. Schon 
die rohe Knolle ist geniessbar. Sie kann wie Obst oder Gemüse 
angerüustet wenden und kann in Flocken, Schnitzeln oder als Griess 
und Mehl konserviert wenden, Auch die Süsswarenindustrie kann 
von der Tepinambur Gebrauch machen. Dr. chem. E. S. 


Genossenschaftliche Zentralbank 


Quartalsbilanz per 30. Juni 1953 


Aktiven kr: 
Kassa, Giro- und Fosteheekauthaben . . . . 17568 516.35 
Coupons R es, 118 3823.45 
Bankenllakitaren: An Sit Eee A EEE 4 197 4SS.SO 
Andere Bankendebitoren . . 2 2 2 22000. . 2.000 000. — 
Wechsel 2.2... 2 Br E33 377 203.45 
Reports und Vorse Ayinsse) Ant kurzs Zeit 569 940.— 
Kontokormentdebitoren ohne Deekung . . . . 3628 771.34 


Kontokorrentdebitoren mit Deckung . . . „55235 562.32 
davon gegen hypothekarische Deckung 
Fr. 26 834 638.45 
Feste Vorschüsse und Darlehen ohne Deckung . 220 116.55 
Feste Vorschüsse und Darlehen mit Deckung . 8630 224.75 
davon gegen hypaorhekarische Deekung 
Fr. 2682 588.70 
Kontokorrentvorsehüsse und Darlehen an öffent- 


liehreshtliehe Körperschaften . BEN: 123 353.— 
ZIyporkonnranlimenee no oo a an 2 ... 138 273 634.74 
50 


148 742.00 
TOO 000.— 


Wertschriften und dauernde Beteilizungen 
Rankwbäude . 5 
Anden I. texenschaften . 
Sunstige Aktiven 
Nichteinhesahltes Kapital 
Debitoren aus Kautionen . 


u 


2413 018.01 
Fr. 4.353 600.05 
320 805 395.06 
Fr. 
036 0006.73 


Bilanzsumme . . . 


Pe 
Bankenkreditoren auf Sicht. 
Amdem Rankenkreditoren. . . R 12013 en 
Cheekrechnunzen und Kmwlitoren auf hr. 80 403 210.7 
SEA ZEIGE nee 30127 Sl. zo 
oe rhatten ea 120 403 225.37 
aa A 42 024 000.— 
ariehen s 5 23 000 000, 
Cheess und Surzfälliee Di spositi ionen.. 7495 
Trasten und Akzepte,. zotal Fr. 958 
hiervon nich? in Zirkmlation Fr. 7 585 


2.000 000. — 


Hypotlioxen auf eigenen Liegenschaften 1 VOO 000.— 
Sansstn Pesien - . 2. 2.2.2... 7121 141.85 
Anzaleahwinkaplal - ..... 2.2.2... 2223535000 
LEE, Er ee ee a 8 000 000.— 
Saklovorzmue . . Nr 415 865.14 
Kesitonen aus Kautt onen. 


Fr. 4353 606.0. 


Rilanrsumme . 


Verbandsdirektion 


, 21. Juli 1953 feierte Herr Otto Schoch, Mit- 
arbeiter in der Abteilung Fabrikationsartikel B. das 
0jährige Dienstjubtäum. 

Wir gratulieren dem Jubilar herzlich und danken 
ihm für seine langjährigen, treuen Dienste. 


. 320805 395.66 


Der Konsumverein Aurau. Mitglied der Kontroll- 
jes V,S.R., bat ats Revisoren folgende Genos- 
senschafter bezeichnet: 


Herrn Traxgotz Deubelbeiss, Bankprokurist. Ob- 
mann Seiner Su Sineskommission; und 
Herr Hans Olivieri. dipl. Kaufmann. Verwalter, 
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Mühlengenossenschaft 
schweiz. Konsumvereine (MSK) 


Sitzung des Verwaltungsrates 


Die Verwaltung hielt am 18. Juli 1953 im Kongress. 
haus in Luzern eine Sitzung ab. 

Anwesend waren 13 Mitglieder der Verwaltung, sowie 
die drei Mitglieder der Direktion. Entschuldigt abwesend 
waren die Herren H. Gamper und W. Kradolfer. 

Herr Hersberger orientierte vorerst über die Lage auf 
dem Weltgetreidemarkt, sowie über den Stand der Ver- 
handlungen betreffend die neue Getreideordnung. 

Anschliessend erläuterte er kurz Bericht und Rech- 
nung pro II. Quartal 1953, die dann einstimmig von der 
Verwaltung genehmigt wurden. Der Rat nahm auch mit 
Befriedigung Kenntnis vom Bericht der Treuhand- 
abteilung des V.S.K. über das Rechnungsjahr 1952. 


Offene Stellen 


Wir suchen eine initiative Verkäuferin für Lebensmittel, Haus- 


und Schuhwuren. Eintritt nach Über- 
lio Verwaltung der Kon- 
(BE). 29]30 


Infolge Rücktritts von der Wahl ist die Stelle einer Verkäuferin 
in unserem Hauptladen auf den 1. September, spätestens 
1. Oktober neu zu besetzen. Umsatz etwa 350000 Fr. Gute 
Kenntnisse auch in Schuh- und Manufakturwaren erwünscht. 
Geregelte Arbeits- und Freizeit. Offerten mit Gehaltsansprü- 
ehen. über bisherige Tätigkeit usw. an die Verwaltung der 
Konsumgenossenschaft Zollikofen. 


haltartikel, Textil- 
einkunft. Offerien richte man an 


sumgenossensehaft Schwarzenbur 


Stellengesuche 


Tüchtiges, versiertes Verkäuferpaar in ungekündigter, leitender 
Stellung tätig. sucht Konsumfiliale zu übernehmen. Offerten 
unter Chiffre 1.11/09 an die Annoncenagentur R.-C. Morda- 
sini, rue de la Monnnie 3. Genf. 


INHALT: Seite 
Genossenschafter aus drei Ländern trafen sich in Wien . 349 


Der 2. Internationale Kongress der Lebensmittelvertei- 

lung . 351 
Verlustquellen. in Inventurdifferenzen und “deren "Ent 

stehung : 2 352 
Zweckmüssiger und kostensparender Konsummilehv er- 

trieb! 8 34 
Sehiedsgerieht und Verdrängungs- oder "Vernichtungs- 

boykott . . . nn A 356 
Untertan oder Mitarbeiter - > 2.2.» 357 
Bibliographie . s 358 
Wissenswertes über Topinambur 2 33 
Genossenschaftliche Zentralbank: Quartalsbilanz per 

A: AKHIN NDR A no. © 36U 
Verbandsdirekion . 2... 360 
Mühlengenossenschaft schweiz. man ereine (NSK): 

Sitzung des Verwaltungsrates. 222 2 2 2 en a. 360 
Kleine Anzeigen 3 a 360 


Druckerei und Adminisiralion: Basel, Si.-Jakobı-Strasse 175, Posifach Basel 2 
Insaraienannahme: 
Inseratenageniur R.-C. Mordasini, Gani, rue da la Monnaie 3 
Ialephon (022) 45225 
Reklamen Fr. 1.50 per Millimaler bei S3 mm Breile 
Kleine Anzeigen 15 Rp. per Werl, Inserate unter Chillıe Fr. I. 
Zuschlag 
Inserilonstarli: 
Annoncen #0 Ro. par Millimele: bei 4ü mm Bieile 


